
Fürchtet euch nicht. Ich bin bei euch alle Tage.
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Steve Jobs, Apple-Chef, in einer Mail zu

seinem krankheitsbedingten RückzugA
F
P

„Ich bleibe Vorstandschef
und bin eingebunden 
in die wichtigsten
strategischen 
Entscheidungen“ 
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Die Unfähigkeit zu hassen

Georg Dahm
...................................................................................................................................................................

„Ihr seid doch nur zufrieden, wenn ihr was zu
motzen habt!“ So entschieden ich diesem plumpen
Vorurteil gegen Journalisten widersprechen
möchte – ich kann nicht verhehlen, dass mir der-
zeit eine erschreckend heitere Gemütslage die
Berufsausübung deutlich erschwert. Vor allem,
was meine Tätigkeit für diese doch eher aggres-
sionsaffine Rubrik angeht.

Winterdienst, Wikileaks, Westerwelle, Weih-
nachtsverkehr: Kein Negativereignis der vergan-
genen Wochen vermochte meine plötzliche seeli-

sche Friedfertigkeit zu erschüttern. Alles wurscht.
Lass sie doch. Bislang führte ich das Problem auf
einen längeren Aufenthalt in Südostasien zurück,
wo man in Gastronomie und Straßenverkehr ja
recht schnell eine geradezu fatalistische Gelassen-
heit entwickelt – so man sich nicht zuvor in den
Infarkt echauffiert.

Tatsächlich aber ist der Defekt astrologischer
Natur. Wie ich der Boulevardpresse entnehme,
haben erratische Ausschläge der Erdachse unsere
Stellung im Kosmos verrückt und dabei das System
der Tierkreiszeichen komplett durcheinanderge-
bracht. Statt zwölf gibt es nun 13, auch gelten neue
Datumsgrenzen. Demnach bin nun doch kein Skor-

pion („triebhaft, unbeherrscht, angriffslustig“), son-
dern eine Waage („angenehm, hilfsbereit, char-
mant, fair, gleichgültig“). Anders ausgedrückt: Der
Kosmos hat mich charakterlich kastriert.

Überhaupt ist der Skorpion der große Reform-
verlierer. Nur noch sechs Tage im Spätnovember
darf er sein Unwesen treiben, während sich Schüt-
zen („wohltätig, heuchlerisch“) und Jungfrauen
(„fleißig, nüchtern“) unangenehm breitmachen.
Eine üble Streberkonstellation, aus der sich die
Erde hoffentlich bald wieder herauseiert. Bis dahin
hätte ich ein berufliches Anliegen: Wenn Sie einen
guten Hassprediger kennen, sagen Sie mir doch
bitte Bescheid.

BAHN

Nun zählt der Service
Solch eine geräuschlose Lösung ei-
nes Problems wäre der Bahn öfter zu
wünschen: Ohne lange Streiks und
politische Attacken haben sich die
wichtigsten Bahnbetreiber und Ge-
werkschaften per Schlichterverfah-
ren auf eine Mindestlohnregelung
geeinigt. Das wird nicht nur die An-
gestellten der Bahn-Rivalen und der
DB-Billigtöchter freuen, die künftig
mehr Geld bekommen. Es nutzt auch
den Kunden und Steuerzahlern.
Denn die Einigung stärkt den Wett-
bewerb auf der Schiene.

Der Beschluss verhindert künf-
tig, dass die Deutsche Bahn regio-
nale Gesellschaften gründen kann,
die den eigenen Tarifvertrag unter-
laufen. Diese Bahn-Töchter konnten
lange Zeit Dumpinglöhne zahlen
und damit die Konkurrenz unter-
bieten – zugleich profitierten sie bei
Einkauf und Finanzierung vom
Mutterkonzern. Das verzerrte den
Wettbewerb. Die Bahn setzte sich
daher bei der Ausschreibung regio-
naler Strecken häufig gegen private
Anbieter durch. 

Möglich wurde dies, weil die
Bundesländer und Kommunen bei
ihren Ausschreibungen ausschließ-
lich danach gingen, welcher An-
bieter am billigsten ist. Das setzte
eine Lohndumpingspirale in Gang.
Der Staat hat es versäumt, die
Bedingungen bei den Marktregeln
so zu formulieren, dass es nicht zum
Lohndumping kommen kann. Nun
haben die wichtigsten Akteure der
Branche das selbst in die Hand
genommen. 

Denn der Wettbewerb um Bahn-
strecken muss nicht in erster Linie
über die Lohnkosten ausgetragen
werden. Angesichts einer mobiler
werdenden Gesellschaft und weiter
steigender Fahrgastzahlen sollten
einfache Tarifmodelle, häufige Ab-
fahrtszeiten sowie schnelle, mo-
derne und zuverlässige Züge wich-
tige Kriterien dafür sein, wer den
Zuschlag erhält. Und dass gerade in
diesen Punkten noch viel Potenzial
für Verbesserungen ungenutzt ist,
haben die letzten Wochen klar
bewiesen.
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Seit Präsident Barack
Obama haben die USA
das Interesse an
Osteuropa verloren

Osteuropas gescheiterte Demokratien
In den früheren Sowjetstaaten erstirbt die Bürgerrechtsbewegung. Die EU muss stärker eingreifen

Nils Kreimeier
........................................................................................................................

Nachdem mehrere seiner Gegen-
kandidaten nach der Wahl zusam-
mengeschlagen worden waren, hatte
der Staatschef nur Hohn und Spott für
sie übrig: „Sie wollten Präsident wer-
den. Aber welcher Präsident heult sich
vor aller Welt aus, weil er einen in die
Fresse bekommen hat? Das muss man
schon aushalten.“ Diese rohen Worte
kamen nicht von irgendeinem Despo-
ten in irgendeinem Dritte-Welt-Land.
Sie fielen in Weißrussland, mitten in
Europa. Und ihr Urheber war Alexan-
der Lukaschenko, ein Mann, von dem
bis vor Kurzem noch viele westeuro-
päische Politiker dachten, man könne
sich schon irgendwie mit ihm arran-
gieren.

Doch Lukaschenko hat gezeigt,
dass er gar nicht daran denkt, sich zu
arrangieren. Nach einer manipulier-
ten Wahl, die diesen Namen nicht
verdient, wurden Hunderte Menschen
festgenommen, denen mehrjährige
Haftstrafen drohen. Ihr Vergehen be-
steht darin, dass sie an einer Demons-
tration im Zentrum von Minsk teil-
genommen haben. Es sind junge, en-
gagierte, gut ausgebildete Menschen,
die jetzt in den Zellen des weißrussi-
schen KGB sitzen – genau solche Bür-
ger, von denen es immer heißt, dass
Europa sie so dringend nötig habe.

Und Weißrussland ist kein Einzel-
fall. 20 Jahre nach dem Ende der Sow-
jetunion sieht alles danach aus, als sei
ein Großteil des ehemaligen Riesen-
reichs in einem Sumpf aus Brutalität,
Korruption und Unterdrückung ste-

cken geblieben – regiert von Auto-
kraten, denen es vor allem darum
geht, sich selbst und ihre Clans zu
bereichern. Die Leute dort mögen
jetzt Mobiltelefone haben, und selbst
undurchsichtige Staatskonzerne ver-
fügen über schicke Internetseiten, wie
man sie auch von westeuropäischen
Firmen kennt. Politisch aber rücken
die meisten Mitglieder der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten weit
weg von der EU. Die Welle der Demo-
kratisierung, die die Zeitenwende
Anfang der 90er-Jahre zu versprechen
schien, sie hat an der Ostgrenze Po-
lens vorerst ihr Ende gefunden. 

Dabei mangelt es nicht an Frei-
heitsdrang: In der Ukraine erkämpf-
ten sich 2004 Hunderttausende von
Demonstranten das Recht auf faire
Wahlen und freie Meinungsäuße-
rung. Doch damit ist jetzt wieder
Schluss: Präsident Viktor Januko-
witsch hat seit seinem Amtsantritt vor
knapp einem Jahr alles getan, um dem
Land wieder eine dumpfe, postsowje-
tische Ordnung aufzuzwingen. Oppo-
sitionspolitiker werden ins Gefängnis
gesteckt, Studenten eingeschüchtert,
Historiker davon abgehalten, sich mit
den Verbrechen der Sowjetzeit zu
beschäftigen. In Georgien erschien
Präsident Michail Saakaschwili lange
Zeit als Modernisierer, der beacht-
liche wirtschaftliche Erfolge erzielte.
Doch dann ließ er sich vom Nachbar-
land Russland in einen sinnlosen
Krieg ziehen und ist seitdem nur noch
damit beschäftigt, mit allen Tricks
seine Machtbasis zu erhalten.

In Russland selbst wiederum ist die
Hoffnung auf mehr Demokratie schon

lange erloschen. Präsident Dmitri
Medwedew hat sich als Karikatur
eines Reformers erwiesen, und die
einzige offene Frage ist nur, wie lange
er diese Rolle noch spielen darf.

Die traurige Entwicklung im Osten
des Kontinents ist die Folge einer
fatalen Konstellation. Die USA haben
spätestens unter Präsident Barack
Obama das Interesse an der Region
verloren, was ihnen kaum jemand ver-
übeln kann. Amerika hat nicht nur
zwei Kriege am Hals, sondern auch
eine ausgewachsene Wirtschaftskrise
und sieht Osteuropa nicht als größe-

res Problem. Russland hat sich in
seiner Geheimdienstwirtschaft einge-
richtet und strebt danach, sie wieder
auf seine Nachbarn auszudehnen.

Als Akteur übrig bleibt die Euro-
päische Union, und die hat sich bisher
als heillos überfordert erwiesen. Bei-
spielhaft ist die Reaktion der Gemein-
schaft auf die brutale Repressionsor-
gie in Weißrussland. Bis jetzt streiten
die EU-Staaten, ob man nun den ho-
hen Funktionären dieses Staates wie-
der die Einreise verweigern oder doch
noch mit ihnen reden sollte. Während
Länder wie Italien gern weiter Ge-
schäfte mit Lukaschenko machen
möchten, will Polen der weißrussi-

schen Opposition in Warschau eine
Art Exilzentrum bauen. Eine einheit-
liche Position sieht anders aus – und
das, obwohl die EU nach dem Lissa-
bon-Vertrag doch gerade nach außen
viel geschlossener auftreten wollte.

Doch das Problem ist nicht nur ein
organisatorisches. Man gewinnt den
Eindruck, dass die EU gar nicht ver-
standen hat, was für ein Schaden da
entsteht. Den Nachbarstaaten zu Re-
formen zu verhelfen ist ja kein Projekt
für Gutmenschen, sondern es liegt im
ureigenen Interesse der Gemein-
schaft. Demokratien sind berechen-
barer, sie lassen weniger Raum für
grenzübergreifende Kriminalität, und
sie sind nicht zuletzt auch die ver-
lässlicheren Geschäftspartner. Das
geringe Interesse der Westeuropäer
am Programm der Östlichen Partner-
schaft zeigt hingegen, dass man diese
Art der Nachbarschaftshilfe als ein
Orchideenfach betrachtet, dem man
sich allenfalls in Sonntagsreden wid-
men muss.

Dass die bisherige Osterweiterung
der EU ökonomisch und politisch zur
Erfolgsgeschichte wurde, war kein
Selbstläufer. Es erforderte viel Aus-
dauer, Entschlossenheit und auch die
Fähigkeit, Rückschläge zu überwin-
den, wie der Fall Ungarn jetzt gerade
zeigt. Dieses Maß an Engagement
wird auch östlich der derzeitigen EU-
Grenzen nötig sein. Die Menschen in
den weißrussischen Gefängnissen, für
die die EU und das Prinzip des Rechts-
staats Vorbilder sind und nicht ein läs-
tiges Korsett, sie haben es verdient.
........................................................................................................................
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Wird ruhig und
ordentlich regiert,
nützt das der CDU

SCHWARZ-GELB

Die Zäune hoch
Dass der Herbst der Entscheidun-
gen vorbei ist, war der schwarz-gel-
ben Koalition bereits seit einigen
Wochen anzumerken. Nun beginnt
mit dem wieder erwachenden Poli-
tikbetrieb in Berlin der Winter der
Streitigkeiten. Die Union macht der
angeschlagenen FDP weitere The-
menfelder streitig, die Liberalen
reagieren aggressiv. Das mag par-
teitaktisch verständlich sein. Das
Ansehen der Regierung und der Po-
litik insgesamt jedoch wird dieses
Verhalten noch weiter ramponieren.

Steuervereinfachung, Vorrats-
datenspeicherung, Betreuungsgeld,
Afghanistan-Mandat: Die Liberalen
ziehen bei Themen quer durch alle
Bereiche die Trennzäune zum Koali-
tionspartner hoch. Das Motiv ist
offensichtlich: Keine drei Monate
mehr, dann steht in Baden-Würt-
temberg die Schicksalswahl des Jah-
res 2011 an, die bedrängte FDP düm-
pelt in Umfragen bei fünf Prozent,
und die parteiinternen Kritiker von
FDP-Chef Guido Westerwelle lassen
nicht locker. 

Da liegt es nah, beim Kernthema
Steuervereinfachung auf den Putz
zu hauen, bis auch der letzte Wähler
merkt, wer in der Koalition wirklich
für die Entlastung der Steuerzahler
kämpft. Dass es dabei keineswegs
um den großen Wurf geht, sondern
nur darum, eine geringfügige Ent-
lastung um ein Jahr vorzuziehen,
ignoriert die FDP-Spitze bewusst.

Auch bei der Vorratsdaten-
speicherung und dem Streit ums
Afghanistan-Mandat der Bundes-
wehr versucht die FDP, fast ver-
lorene Themen wieder zurückzu-
erobern – auf Kosten der Regierung
insgesamt.

Die Kaskade an neuen Streit-
themen zeigt, dass die Koalition ihr
Grunddilemma noch nicht gelöst
hat: Kleine Parteien müssen nun
einmal Krach schlagen, um sich be-
merkbar zu machen. Und Schwarz-
Gelb hat mit FDP und CSU gleich
zwei kleine Koalitionspartner, die
mit Lust aufeinander eindreschen.
Merkels Mahnung vom Wochenen-
de, dass es doch allen nütze, wenn
ordentlich regiert werde, stimmt in
der Wahrnehmung Westerwelles
und Seehofers eben nicht. Wird
ruhig und ordentlich regiert, nützt
das vor allem Merkel und der CDU. 

Dieses Problem könnte nur eine
Art interner Nichtangriffspakt be-
seitigen. Wenn FDP und CSU darauf

verzichten, Krach zu schlagen, ver-
zichtet die CDU und vor allem Mer-
kel darauf, jedes Thema und jeden
noch so kleinen Erfolg für sich zu
reklamieren. 

Von einer derart großmütigen
Geisteshaltung sind die Koalitions-
spitzen allerdings weit entfernt.
Doch sie sollten sich in diese Rich-
tung bewegen, wenn sie die Geduld
ihrer Wähler nicht überstrapazieren
wollen. Für den Anfang wäre es ja
schon ein Gewinn, wenn Schwarz-
Gelb die Streitigkeiten schnell wie-
der beilegen würde. Die nächste
Gelegenheit dafür gibt es schon
diese Woche bei der anstehenden
Sitzung des Koalitionsausschusses.

Die Leitartikel geben die Meinung der Zeitung wieder und sind daher unsigniert

Ausweg aus der Euro-Krise
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